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Eine Gesellschaft ohne Rechtsextremismus, 
Rassismus und Antisemitismus – das ist seit 
25 Jahren Ziel der Amadeu Antonio Stiftung. 
Dafür fördern wir lokale Initiativen, unter
stützen Opfer rechter Gewalt und klären auf: 
über Hass und Hetze, Verschwörungsmythen 
und Demokratiefeindschaft. Gemeinsam mit 
vielen mutigen Menschen setzen wir uns für 
eine demokratische, vielfältige Gesellschaft 
ein. Das geht nur mit Ihrer Unterstützung. 
Danke für Ihre Spende!

www.amadeuantoniostiftung.de

Demokratie wagen 
von Timo Reinfrank

Mit den hohen AfD-Wahlergebnissen verändert 
sich dieses Land. Dafür muss die Partei nicht mal 
an der Macht sein. Was im Westen Deutschlands 
mit den Landtagswahlen in Bayern und Hessen 
noch Verwunderung hervorrief, ist im Osten vie-
lerorts „normal“. Und auch die demokratischen 
Parteien scheinen sich daran gewöhnt zu haben. 
Denn die AfD hat es geschafft, mit einer konse-
quent migrationsfeindlichen und rassistisch-na-
tionalistischen Programmatik fast alle anderen 
Politikfelder aus der öffentlichen Auseinander-
setzung zu verdrängen. Auch für die Amadeu 
 Antonio Stiftung kann ich selbstkritisch sagen, 
dass wir uns mittlerweile an ein Maß von Anfein-
dungen, Fake News und Hass in der Öffentlichkeit 
gewöhnt haben, das vor fünf Jahren noch un-
denkbar schien.

Die hohen Wahlergebnisse für die AfD sind keine 
krisenbedingte Momentaufnahme, rechtsextre-
me Bürgermeister*innen und Landräte bald kei-
ne Einzelfälle mehr. Die demokratischen Partei-
en erodieren in erschreckendem Maße, und wir 
diskutieren schon die Frage, was es heißt, wenn 
nächstes Jahr in ostdeutschen Bundesländern de-
mokratische Mehrheiten zur Bildung von Regie-
rungen fehlen.

Die Konsequenzen, die der stärkere Einfluss 
der AfD in Deutschland künftig haben wird, sind 
in einigen Ländern in Osteuropa schon Realität: 
Presse und Justiz werden bedrängt und ihre Un-
abhängigkeit ausgehöhlt, die Rechte der Oppo-
sition werden stark beschnitten und menschen-
verachtende Gesetze gegen Minderheiten wie 
Homo- und Transsexuelle oder Roma erlassen. 
In Skandinavien, wo Rechtsextreme demokra-
tische Regierungen tolerieren oder sogar Mi-
nister*innen stellen, sorgen sie dafür, dass die 
fossile Energie billiger wird, Gesetze im Bereich 
Asyl und Migration maßlos verschärft werden 
und der Wohlstandschauvinismus befeuert wird. 
Aber auch in fast allen EU-Mitgliedstaaten fahren 
rechtspopulistische und rechts extreme Parteien 
Erfolge ein.

Ich frage mich, wann wir Demokrat*innen end-
lich anfangen, uns zu wehren und dem Rechts-
extremismus mit der notwendigen Klarheit und 
Deutlichkeit entgegenzutreten. Anstatt sich stär-
ker zu verteidigen, wird mit dem AfD-Parteiver-
bot der letzte Schritt vor dem ersten überlegt. 
Warum werden nicht endlich rechte Straftaten 
mit aller Härte und Konsequenz verfolgt, warum 
werden Kandidat*innen, die nicht auf dem Boden 
des Grundgesetzes stehen, zu Wahlen zugelassen? 
Wann sprechen wir darüber, ob wir Faschist*in-
nen, die aktiv das Grundgesetz bekämpfen, das 
passive Wahlrecht entziehen? Wie lange noch 
soll der Instrumentenkasten, den die Mütter und 
Väter des Grundgesetzes uns hinterlassen haben, 
verstaubt in der Ecke stehen bleiben?

Bei allen den schlechten Nachrichten und der 
neuen Normalität ist es wichtig, dass wir nicht 
verzweifeln, sondern uns den Herausforderun-
gen stellen. Die demokratischen Parteien müssen 
den markigen Worten gegen Rechtsextreme in 
den Parlamenten Taten folgen lassen und ihrer 
historischen Verantwortung aus dem Nationalso-
zialismus gerecht werden. Betroffene von rechter 
Hetze dürfen nicht länger allein gelassen, Enga-
gierte müssen geschützt und unterstützt werden.

Deswegen wollen wir auch 2024 insbesondere 
in Thüringen, Sachsen und Brandenburg sowie 
bundesweit die tollen Menschen, die sich vor 
Ort für unsere liberale Demokratie einsetzen, er-
mutigen, vernetzen und fördern – mit Bildung, 
Beratung und Demokratie-Campaigning. Dürfen 
wir mit Ihrer Hilfe und Mitwirkung rechnen? Ich 
würde mich sehr freuen, denn Ihre Unterstüt-
zung ermöglicht unsere Arbeit.

Halten die 
Brandmauern?
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Es ist laut. So ungeheuer laut. 
Die Nachrichten fliegen über die Bildschirme. 

Zu den Radiosendungen gesellen sich politische 
Podcasts. Zeitungen werden unterstützt von 
Blogs, Webseiten und Sozialen Medien. Den oh-
nehin zahlreichen Expert*innen werden in Fern-
sehsendungen Meinungsmacher*innen zur Seite 
gestellt, damit sich niemand von Fakten und Tat-
sachen ablenken lässt.

Meldungen schießen in meinen Kopf. Die al-
lermeisten sind schlecht. Schlechte Nachrichten 
über Menschheitskrisen: der Sturm aufs Kapitol, 
der russische Angriff auf die Ukraine und jetzt der 
Terror gegen Israel.

Der Terror gegen Israel: ein Massenmord an 
mehr als 1.400 Jüdinnen*Juden. 200 Menschen 
verschleppt und in der Geiselhaft von Terroristen. 
Kleinkinder, Männer, Frauen, Senior*innen.

In manchen Ecken ist es nicht so laut, wie man es 
sich wünschen würde. Einige, die sonst laut sind, 
schweigen. Andere, die besser schweigen sollten, 
sind laut. Man sieht Demonstrationen, auf denen 
der Terror gegen Israel geleugnet und verharmlost 
wird. Süßigkeiten, mit denen der Mord an Jüdin-
nen*Juden gefeiert wird. Davidsterne, mit denen 
die Häuser jüdischer Familien markiert werden. 
Gefährdungslagen für jüdische Fußballvereine, die 
ihre Spiele absagen müssen. Kein einziger Mund in 
diesem Land dürfte leise bleiben. Viel zu viele sind 
verstummt, wo lautstarker Widerspruch, wo Soli-
daritätsbekundungen notwendig wären.

Dafür wissen nun andere die Gelegenheit zu 
nutzen und ihre Thesen in die öffentliche Debatte 
einzubringen. Lautstark. Beinahe atemlos.

Der muslimische Antisemitismus. Der impor-
tierte Judenhass. Über kaum etwas anderes wird 
dieser Tage geredet. Das ist immerhin zum Teil 
angemessen. Der Terror der Hamas begründet 
sich mit einer fundamentalistischen Version des 
Islam. In einigen Teilen der islamischen Welt 
wird die Hamas offen unterstützt. In Deutschland 
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schwenken viele Muslim*innen in Solidarität mit 
den Terroristen palästinensische Fahnen und ru-
fen Allahu Akbar! Yallah Intifada! Nicht alle. Bei 
weitem nicht alle. Aber genug, dass es denjenigen 
Auftrieb verleiht, die schon immer auf den mus-
limischen Sündenbock gesetzt haben. Vor allem 
aber sind zu viele Muslim*innen zu still. Stellen 
sich den lauten Antisemit*innen in ihren Reihen 
zu wenig entgegen.

Überhaupt die Jüdinnen*Juden in unserem 
Land. Die vom Antisemitismus Betroffenen sind 
unbestechlich. Sie wissen ganz genau, dass die 
Gefahr durch den muslimischen Antisemitismus 
nicht die ganze Wahrheit abbildet.

Vor wenigen Wochen erst diskutierte Deutsch-
land über die Vergangenheit des stellvertretenden 
Ministerpräsidenten Bayerns, Hubert Aiwanger. 
Ein Flugblatt, das als ersten Preis einen Freiflug 
durch den Schornstein des KZ Auschwitz aus-
lobte, wurde zum Lackmustest dafür, wie dieses 
Land mit Antisemitismus und Judenhass umgeht.

Aiwanger schwieg, beschwichtigte, leugnete, 
verharmloste. Markus Söder, der Koalitionspart-
ner Aiwangers, zögerte, zauderte, schielte auf sei-
ne Umfragewerte. Das unwürdige Schauspiel ende-
te mit Stimmenzuwachs für einen Mann, der eine 
offensichtliche antisemitische Vergangenheit mit 
sich herumschleppt. Ende Oktober unterschreiben 
Söder und Aiwanger einen Koalitionsvertrag.

Die in Teilen offen antisemitische AfD erzielte 
bei den Landtagswahlen in Hessen und Bayern 
ihre bisher stärksten Ergebnisse in Westdeutsch-
land. In Ostdeutschland ist sie in Umfragen bereits 
stellenweise stärkste Kraft. Ihre Wähler*innen 
stellen sich dort vor die Kamera und bekennen 
sich zum Nationalsozialismus. In Thüringen ver-
suchte die CDU zur letzten Bundestagswahl mit 
Hans-Georg Maaßen einen Mann in den Bundes-
tag zu hieven, der es sich in antisemitischen Ge-
filden gemütlich gemacht hat.

Es ist ein „Nie wieder!“ mit PausenTaste.

Einen der schlimmsten antisemitischen Vorfälle 
der vergangenen Jahre in Deutschland verübte 
ein Rechtsterrorist, der ein Blutbad an 50 Jüdin-
nen*Juden in Halle nur deshalb nicht begehen 
konnte, weil er an der Holztür der Synagoge 
scheiterte. Nicht an den Sicherheitsbehörden. Im 
Anschluss an den Terroranschlag beschwerte sich 
der sachsen-anhaltinische Innenminister, Holger 
Stahlknecht von der CDU, dass er nun die Polizei 
zum Schutz von Synagogen abstellen müsse. Ein 
Polizist, der im Zuge des Anschlags in Halle für die 
Sicherheit der jüdischen Gemeinden in Hannover 
verantwortlich war, entpuppte sich später als 
„Querdenker“, verglich die Bundesregierung mit 

dem „Dritten Reich“ und rief seine Kolleg*innen 
zur Befehlsverweigerung auf. Die antisemitischen 
WhatsApp-Gruppen, in denen Polizist*innen Ha-
kenkreuze und Hitlerbilder teilen, scheinen bei 
den Verantwortlichen in Politik und Gesellschaft 
keinen lautstarken Protest hervorzurufen, höchs-
tens Verärgerung über schlechte Schlagzeilen.

Diejenigen, die zu alledem stets leise waren, 
sind nun laut. Möchten den Antisemitismus „ohne 
Wenn und Aber“ bekämpfen. Den Antisemitismus 
der Migrant*innen. Den Migrantisemitismus.

„Gegen jeden Antisemitismus“ bedeutet aller-
dings, Judenhass konsequent zu benennen und 
zu bekämpfen. Egal, aus welcher Ecke er kommt. 
Insbesondere aber den, der in der eigenen poli-
tischen Heimat wie Unkraut aus dem Boden 
sprießt. Und den wiederum gibt es leider überall.

Laut, leise, landesweit
von Stephan Anpalagan



II III REPORTAGE: THÜRINGER ZUSTÄNDE20 JAHRE AKTIONSWOCHEN GEGEN ANTISEMITISMUS

„Ein unglaubliches Gefühl der Zukunftslosigkeit“
Was macht der Hamas-Krieg gegen Israel 
mit jungen Jüdinnen*Juden in Deutschland? 
 Nicholas Potter von belltower.news sprach mit 
 Hanna Veiler, Präsidentin der Jüdischen Stu-
dierendenunion Deutschlands.

Hanna Veiler, 25 Jahre alt, ist Präsidentin der Jü-
dischen Studierendenunion Deutschlands und Vize-
präsidentin der European Union of Jewish Students. 
Geboren wurde sie in Belarus, als sie sieben Jahre 
alt war, wanderte ihre Familie nach Baden-Baden 
in Deutschland aus. Sie studiert an der University 
for Peace der UN.

Nicholas Potter: Frau Veiler, die barbarische 
Gewalt der Hamas gegen Israel am 7. Oktober 
war beispiellos, seitdem wurden tausende Ra-
keten auf den jüdischen Staat gefeuert. Was be-
deutet das für Jüdinnen*Juden in Deutschland?
Hanna Veiler: Jüdinnen*Juden weltweit sind 
vollkommen paralysiert, wir stehen unter Schock. 
Gewalt gegen uns sind wir leider gewohnt, das 
war schon vorher unser Alltag. Aber das Ausmaß, 
das das Massaker und die Invasion der Hamas er-
reicht hat, ist etwas, womit niemand gerechnet 
hätte. Noch nie wurden an einem Tag so viele Jü-
dinnen*Juden ermordet seit der Shoah. Und das 
wird sehr vieles mit uns, mit unserem Selbstver-
ständnis in der Community machen. In Deutsch-
land wird diese Gewalt teilweise sogar gefeiert. 
Das kennen wir schon: Immer, wenn es in Israel 
und Palästina eskaliert, werden Jüdinnen*Juden 
in der Diaspora zur Zielscheibe. Aber das, was wir 
gerade erleben, ist etwas völlig Neues.

Der Schutz von jüdischen Einrichtungen in 
Deutschland musste seitdem nochmal ver-
stärkt werden, Davidsterne werden vor die 
Häuser vermeintlicher Jüdinnen*Juden ge-
malt. Haben Sie Angst, als Jüdin in der Öffent-
lichkeit zu stehen?
Das war schon immer ein bestimmtes Risiko, aber 
eines, das ich bisher immer auf mich genommen 
habe. Ich hatte keine Angst. Aber das Gefühl, das 
ich jetzt habe, habe ich noch nie erlebt. Natür-
lich habe ich Angst und Sorge, sowohl um mich 
als auch um meine Familie, meine Freund*innen, 
meine Community. Und gleichzeitig müssen wir 

weitermachen. Und bitte: Sicherheit kommt an 
erster Stelle. Aber wir werden trotzdem einen 
Weg finden. Denn wir können es nicht zulassen, 
dass jüdisches Leben verschwindet.

Wie geht es momentan vor allem jungen Jüdin-
nen*Juden, Studierenden?
Jüdische Studierende sind ohnehin schon mit ei-
ner Realität konfrontiert, mit der niemand in die-
sem Alter konfrontiert sein sollte. Wir sollten uns 
eigentlich mit ganz anderen Fragen beschäftigen, 
an die Zukunft denken, Spaß haben. Stattdessen 
fragen sich manche, ob sie das überhaupt noch 
können. Ob sie nicht woanders studieren müs-
sen, wenn das Leben hier unmöglich wird. Ob sie 
überhaupt einen Job hier annehmen oder nicht 
doch lieber auswandern. Ob sie überhaupt an Fa-
milienplanung, an die nächste Generation denken 
können, in einer Welt, die so furchtbar unsicher 
für Jüdinnen*Juden ist.

Wie reagieren Kommiliton*innen?
Die Menschen, mit denen wir im Hörsaal sitzen, 
auch viele unserer Freund*innen, verstehen 
überhaupt nicht, was für eine Realität wir gerade 
durchmachen. Am Campus ist die antiisraelische 
Ideologie von Gruppen wie Hamas, Samidoun 
und Konsorten extrem breit vertreten – teilweise 
auch unter Professor*innen. Das bedeutet auch, 
dass nach antisemitischen Vorfällen die Verant-
wortungstragenden immer wieder unfähig sind 
zu handeln. Deshalb ist ein großer Fokus von uns, 
mehr für Antisemitismus zu sensibilisieren und 
Richtlinien im Umgang damit vorzugeben.

Israel gilt auch vielen Jüdinnen*Juden in der 
Diaspora als Schutzraum, als letzte Lebensver-
sicherung. Hat sich dieses Gefühl seit jüngsten 
Angriffen auf den jüdischen Staat verändert?
Definitiv. Und das ruft in uns auch ein unglaub-
liches Gefühl der Zukunftslosigkeit hervor. Denn 
ich kann nur als Jüdin in der Öffentlichkeit in 
Deutschland stehen, weil ich weiß, dass es die-
sen Schutzraum Israel gibt. Weil ich immer weiß, 
wenn es zu schlimm wird: Es gibt einen Ort, an 
den ich fliehen kann. Wir lernen eh schon He
bräisch nebenbei für den Fall der Fälle. Aber die-
ser Schutzraum scheint nicht mehr gegeben zu 
sein, so wie er davor da war. Gleichzeitig jährte 
sich zwei Tage nach dem Angriff der Hamas der 
rechtsterroristische Anschlag auf die Synagoge in 
Halle. Die AfD ist im Aufwind, hat auch in west-
deutschen Bundesländern einen Höhenflug. Das 
zieht einem jeglichen Boden unter den Füßen weg.

Sie sind auch Vizepräsidentin der European 
Union of Jewish Student (EUJS). Welche Her-
ausforderungen gibt es für junge Jüdinnen*Ju-
den in anderen europäischen Ländern?
Das Problem des Antisemitismus gibt es in jedem 
Land. Das ist eine Herausforderung, vor allem, 
wenn wir über israelbezogenen Antisemitismus 
sprechen. Aber eine der größten Herausforde-
rung aktuell sind die Europawahlen im Juni 2024. 
Wir erleben einen krassen Rechtsruck europa-
weit. Vor dieser Herausforderung stehen wir alle.

2023 markiert das 20jährige Jubiläum der 
Aktionswochen gegen Anti se mitismus der 
Amadeu Antonio Stif tung – zwei Jahrzehnte 
unermüdlichen Ein satzes gegen Judenhass, Ver
schwö rungswahn und „Israelkritik“. 

20 Jahre Aktionswochen gegen Antisemitismus: Engagement, das nicht nachlässt

von Stefan Lauer

2003, zwei Jahre nach den Anschlägen von 9/11 
– der Geburtsstunde unzähliger neuer antisemiti-
scher Verschwörungserzählungen –, beginnt der 
Krieg gegen den Irak: Antiamerikanismus gras-
siert, flankiert von Antisemitismus. Für die Ama-
deu Antonio Stiftung, damals gerade erst fünf Jah-
re alt, ist klar: Antisemitismus muss stärker in den 
Vordergrund rücken.

Die Initialzündung ist 2003, im Folgejahr finden 
die „Überregionalen Aktionswochen gegen Anti-
semitismus“, wie sie damals noch heißen, in 28 
Städten statt. Die Zahlen sind seitdem nur noch 
gewachsen. In den letzten zwei Jahrzehnten fan-
den mehr als 3.500 Veranstaltungen an mehr als 
200 Orten in Zusammenarbeit mit mehr als 500 
Organisationen statt.

Auch heute wären die Aktionswochen ohne 
die vielen Initiativen undenkbar, die jedes Jahr 
um den Gedenktag am 9. November herum nicht 
nur auf Antisemitismus aufmerksam machen, 
sondern auch jüdisches Leben in Deutschland 
thematisieren und feiern. Seit 2015 aber sind 
die Aktionswochen noch mehr als das, sie sind 

 heute „Interventionen in die politischen Debatten 
der Zeit“, erklärt Projektleiter Nikolas Lelle. Ab 
diesem Jahr findet, in Zusammenarbeit mit dem 
Anne Frank Zentrum, im Aktionszeitraum zusätz-
lich eine bundesweite Kampagne statt. Jährlich 
mit anderem Schwerpunkt: Es geht um Erinne-
rungsabwehr und Antisemitismus im Gewand 
der „Israelkritik“, um Angriffe auf jüdische Schü-
ler*innen und gleich zu Beginn der Corona-Pan-
demie um Verschwörungserzählungen.

Auch 2023 ist die Kampagne breit sichtbar. Auf 
Großplakaten in Berlin, Rostock, Dortmund, Stutt-
gart, München, Garmisch-Partenkirchen, Saar-
louis, Jena, Leipzig, Bielefeld, Bremerhaven oder 
Hamburg – insgesamt in über 80 Städten und an 
mehr als 1.000 Standorten bundesweit – machen 
die Aktionswochen deutlich: Alle können und 
müssen etwas gegen Antisemitismus tun. 

Im Jahr 20 der Aktionswochen heißt das Motto 
#ZeroAntisemitism: „Daran muss sich die gesam-
te Gesellschaft – von Politik bis Zivilgesellschaft – 
messen lassen“, erklärt Timo Reinfrank, Vorstand 
der Amadeu Antonio Stiftung. 2023 wird das so 
deutlich wie lange nicht mehr, denn die Aktions-
wochen werden in diesem Jahr am 9. Oktober 
eröffnet, zwei Tage nach dem brutalen Terroran-
griff der Hamas auf Israel und zwei Tage nach-
dem auf deutschen Straßen Süßigkeiten verteilt 
wurden: zur Feier des Massakers an israelischen 
Zivilist*innen, zur Feier von Vergewaltigungen 
und getöteten und entführten Kindern.

Wie wichtig die Aktionswochen gegen Antisemi-
tismus auch nach 20 Jahren noch sind, bekräftigt 
Felix Klein, Antisemitismusbeauftragter der Bun-
desregierung, „denn wir sehen ja, was passiert, 
wenn Antisemitismus konsequent zu Ende ge-
dacht wird“, so Klein. „Wir sehen, was passiert, 
wenn diejenigen, die Jüdinnen und Juden mör-
derisch hassen, ihren Hass ungehemmt ausleben 
können.“

Die Arbeit geht den Aktionswochen nicht aus, 
auch nicht nach zwei Jahrzehnten. Noch ist über-
haupt nicht absehbar, wie sich die Zäsur, die der 
7. Oktober darstellt, und der Krieg, der dem Ter-
ror nun folgt, in den nächsten Monaten und Jah-
ren auf den Diskurs rund um Antisemitismus und 
auf Jüdinnen*Juden auswirken werden. Das ein-
zige Betätigungsfeld wird dies allerdings ohnehin 
nicht bleiben: „Wir werden noch viel mehr über 
die deutsche Rechte nachdenken müssen. Die 
Landtagswahlen im nächsten Jahr und die Bun-
destagswahlen 2025 werden uns beschäftigen“, 
erklärt Projektleiter Lelle. Es sind zwei Fragen, 
die ihn und sein Team umtreiben und die die zu-
künftige Arbeit der Aktionswochen bestimmen 
werden: „Wie kann man weiterhin an den Natio-
nalsozialismus erinnern, auf eine Art und Weise, 
die nicht konsequenzlos ist und die etwas mit der 
Gegenwart zu tun hat? Und wie können wir es 
schaffen, Jüdinnen*Juden darin zu unterstützen, 
in diesem Land sorgenloser zu leben, als das im 
Moment möglich ist?“ 

Thüringen: Hinter der Brandmauer
von Paul Gäbler

Ausgerechnet die Teile des Landes, die von Zuwan-
derung massiv profitieren würden, sperren sich 
vehement gegen jede Form der Migration: In Thü-
ringen könnte die AfD bei der Landtagswahl 2024 
stärkste Kraft werden. In Sonneberg hat die rechts-
radikale Partei bereits ihren ersten Landrat. 

Halb neun Uhr abends in Sonneberg: Die thürin-
gische Kleinstadt ist längst zu Bett gegangen. Die 
Fensterläden sind verschlossen, die Rollos herun-
tergelassen, hinter einigen Fenstern sieht man die 
Fernsehbildschirme flackern. Feierabend.

Nur im Orientmarkt, einem kleinen Lebens-
mittelgeschäft mitten in der Altstadt, brennt noch 
Licht: Inventur. Abdullah und Mahmoud beugen 
sich über Obst und Gemüse und sortieren, was 
morgen noch verkauft werden kann und was in 
die Tonne muss. Vor sieben Jahren seien sie aus 
Syrien geflohen, erzählt Abdullah. Als ihnen Son-
neberg als Anlaufstelle zugewiesen wurde, hatten 
sie sich zunächst nichts dabei gedacht. „Alles bes-
ser als Krieg.“

Ausgerechnet Sonneberg – also der Landkreis, 
der erst kürzlich mit Robert Sesselmann den ers-
ten Landrat der AfD ins Amt wählte. Wie lebt es 
sich hier für jemanden, der erkennbar nicht aus 
Thüringen stammt? „Es gibt solche und solche 
Deutsche“, sagt Abdullah und wiegt den Kopf 
hin und her. Die einen seien ehrlich freundlich, 
machen ihre Späße beim Einkaufen oder fragen 
nach, wie es der Familie in Syrien gehe. 

Dann gibt es die anderen. „Die sind eigentlich 
immer unfreundlich, manche beleidigen mich auf 
der Straße, soweit sie mich sehen.“ Das komme re-

gelmäßig vor – im Schnitt etwa einmal pro Tag, 
dass ihm mindestens ein unfreundlicher Blick zu-
geworfen wird. „Wenn ich in Berlin Freunde besu-
chen fahre, passiert mir das nie“, fügt Abdullahs 
Bruder Mahmoud hinzu. Am besten sei es, wenn 
sie ihn einfach ignorieren. Deshalb wünscht er 
auch keine Fotos – lieber nicht zu viel Aufmerk-
samkeit erregen. Außerdem sei der Laden gerade 
nicht aufgeräumt. 

Eine rassistische Beleidigung pro Tag – in einer 
Region, die sich eigentlich über jede*n Zuwande-
rer*in freuen müsste. Die Zahlen zur prognosti-
zierten Bevölkerungsentwicklung jedenfalls sind 
verheerend: Laut statistischem Landesamt Thü-
ringen wird für den Landkreis Sonneberg in den 
kommenden 20 Jahren ein Bevölkerungsrück-
gang von rund 30 Prozent erwartet. Im benach-
barten Suhl sind es sogar 40 Prozent – Zahlen, die 
in der deutschen Geschichte bisher beispiellos 
sind. Ganze Landstriche, ganze Dörfer, in denen 
bereits jetzt nichts mehr los ist, werden auf abseh-
bare Zeit verschwinden. 

Wie kann es also sein, dass Regionen, die von 
Zuwanderung massiv profitieren würden, um das 
Sterben der Alten sowie den Wegzug der Jünge-
ren aufzufangen, Migration am vehementesten 
ablehnen?

Nur wenige Stunden zuvor, noch bei Tageslicht, 
hat sich auf dem Sonneberger Marktplatz das ver-
sammelt, was von der früheren „Querdenken“-
Bewegung übriggeblieben ist. Ein älterer Herr 

in bayerischer Tracht und mit dazu passendem 
Dialekt erzählt den etwa 50 Versammelten, was 
sie längst wissen: Für die Herstellung der Corona-
Impfstoffe werde unschuldigen Kinder Blut ab-
gezapft, die gesamte Pandemie sei ein „Verrat am 
deutschen Volk“, und wer sich für die Details inter-
essiere, könne in seiner selbst gebastelten „Galerie 
des Grauens“ die Schuldigen begutachten. 

In langen Reihen hängen hier Bilder von Karl 
Lauterbach, Christian Drosten und vielen wei-
teren mit prominenten Namen. Auch Tahera 
Ameer, Programmvorstand der Amadeu Antonio 
Stiftung, wird hier aufgeführt. Womit sie den Un-
mut der Meute auf sich gezogen hat, bleibt Ge-
heimnis des bayerischen Wanderpredigers. Dass 
nun ein Reporter eben jener Stiftung anwesend 
ist, macht die Stimmung nicht unbedingt besser. 
„An den Herrn von der Antonio-Amadeus-Stif-
tung: Sie sind herzlich eingeladen, mit mir über 
den Rassismus gegen Deutsche zu sprechen!“, ruft 
der Wanderprediger durch sein Mikrofon.

Die Theorien, die hier verbreitet werden, sie 
sind so abstrus, dass man darüber lachen möchte. 
Doch die hier Anwesenden meinen es todernst. 
„Ich bin froh über unseren neuen Landrat“, er-
zählt eine Frau. „Und dass jetzt endlich etwas ge-
gen die ungebremste Zuwanderung getan wird.“ 
Ein anderer fügt hinzu: „Jetzt wird in Sonneberg 
aufgeräumt!“ 

Wie genau der enorme Bevölkerungsrückgang 
und der sich damit abzeichnende wirtschaftliche 
Verfall aufgehalten werden sollen, können die 
Demonstranten auch nicht beantworten. Soviel 
ist klar: mit Zuwanderung auf jeden Fall nicht.

Eine typisch-thüringische Begegnung, könnte 
man meinen – doch das greift zu kurz und schmä-
lert zudem das Engagement der vielen Menschen, 
die teilweise trotz, manchmal auch wegen des 
rechten Gegenwinds in der Region geblieben sind. 
Solche Originale wie Peter Lueckmann zum Bei-
spiel.

Ein sonniger Nachmittag in Jena-Paradies, das 
seinen Namen zu Recht trägt: eine malerische 
Altstadt mit Fachwerkhäusern, durch die sich 

die Saale schlängelt – und im Übrigen der einzige 
Ort in Thüringen, dem kein signifikanter Bevöl-
kerungsrückgang prognostiziert wird. Hier steht 
Peter Lueckmann, ein kurz gewachsener Mann 
in Jeansjacke, vor einem grünen Wirtshaus und 
wird kurz melancholisch: „Ein wichtiger Ort für 
mich“, erzählt er augenzwinkernd. „Als ich in den 
70ern hier meine Ausbildung als Feinoptiker ge-
macht hab, war das nach Feierabend meine An-
laufstelle.“ 

Peter wohnt in Gera, wo er mit einigen Gleichge-
sinnten den Verein „AufAndHalt“ betreibt, der von 
der Amadeu Antonio Stiftung gefördert wird. Dort 
setzt er sich für die Rechte von geflüchteten Men-
schen ein. Für das Gespräch mit der Ermutigen ist 
er extra rübergefahren. Eigentlich hätte Peter eine 
klassische Biografie, um ein klischeehaft verbit-
terter Ostdeutscher zu werden. Sein Werk wurde 
nach der Wende durch die Treuhand abgewickelt, 
die Arbeitslosigkeit stieg, die Gewalt nahm zu.

Peter aber genoss die neu gewonnene Freiheit 
und zog für viele Jahre als Wanderarbeiter durch 
halb Europa, bis es ihn zurück in die Heimat ver-
schlug. „Ich komme aus einer Familie überzeugter 
Antifaschisten, das hat mich natürlich geprägt“, 
erzählt er. Auf seiner Handyhülle klebt gut sicht-
bar ein „FCKAFD“-Sticker, seine Jacke zieren ein 
Che-Guevara-Konterfei sowie ein Abzeichen von 
Borussia Dortmund. „Im Herzen bin und bleibe 
ich natürlich Carl-Zeiss-Jena-Fan.“

Viele Freunde sind längst aus Gera verschwun-
den, auch seine Tochter lebt lieber an der Ostsee. 
An Aufgeben denkt Peter dennoch keine Sekunde. 
Seine Arbeit als Büromitarbeiter der Linkspartei, 
sein Engagement in der Geflüchtetenhilfe – das 
will er nicht aufgeben. „Dann hätten die Nazis 
ja gewonnen.“ Nicht selten sei er früher mit Poli-
zeischutz unterwegs gewesen. Heute überlege 
er es sich zweimal, ob er bei 
rechtsextremen Einschüch-
terungsversuchen die Polizei 
verständige. „Immerhin ist der 
leitende Polizeibeamte in Gera 
selbst bei der AfD.“ Rechts-
extreme Gewalt sei ja nichts 
Neues in der Gesellschaft. „Das 
ist wie eine Sinuskurve. Aktuell 
sind wir mal wieder auf einem 
neuen Höhepunkt angelangt.“

Nur einige Meter vom Je-
naer Wirtshaus entfernt sitzen 
Axel Salheiser und Cornelius 
Helmert vom Institut für De-
mokratie und Zivilgesellschaft 
(IDZ) vor einer dampfenden 
Tasse Kaffee. Beide sehen aktu-
ell eine Zunahme rechter Tendenzen in der thü-
ringischen Gesellschaft. „In den 90ern hatten wir 
die sogenannten Baseballschlägerjahre“, erzählt 
Salheiser. „Nazibanden haben Angst und Schre-
cken verbreitet, die Staatsgewalt hat lange zuge-
schaut und die Dinge einfach geschehen lassen.“

Das prominenteste Beispiel: der Nationalsozia-
listische Untergrund, NSU, der sich hier in Jena 
gründete. „Das Problem ist ja, dass die Menschen 
von damals inzwischen in die Mitte der Gesell-
schaft gerückt sind und sich verbürgerlicht ha-
ben. Die haben jetzt Jobs, Häuser und haben Fa-
milien gegründet. Das, was damals vielleicht eine 
Randerscheinung war, ist heute das neue Normal 
geworden. Wir erleben eine Erosion der demo-
kratischen Strukturen in ganz Thüringen.“

Dazu haben seit der Wiedervereinigung Rechts-
extreme aus Westdeutschland gezielt den Osten 
in den Blick genommen, um ihre Netzwerke auf-
zubauen. Der neonazistische Liedermacher Frank 
Rennicke, der thüringische AfD-Chef Björn Höcke 
oder auch Größen der ehemaligen Ost-Berliner 
Nazi-Szene hätten sich in den vergangenen Jah-
ren nahezu ungestört hier ansiedeln können.

Doch sollten nicht eigentlich gerade die Son-
neberger bei dem bereits geschriebenen Bevöl-
kerungsschwund Menschen wie Abdullah und 
Mahmoud dafür dankbar sein, dass sie Leben und 
Arbeit in ihre Stadt bringen? „Ich glaube nicht, 
dass man das miteinander in Verbindung bringt“, 
sagt Cornelius Helmert nachdenklich. „Die Men-
schen gehen vielleicht zu ihrem migrantischen 
Gemüsehändler, haben aber gleichzeitig eine 
eher abstrakte Angst vor Migration.“

Auswege aus der Situation? „Die Dinge sichtbar 
machen, Allianzen schmieden, auch mit Partnern, 
die man auf den ersten Blick vielleicht nicht auf 
dem Zettel hatte. Es bräuchte einen Zusammen-
halt aller demokratischer Parteien, um dem 
Rechtsruck noch etwas entgegenzusetzen“, so Sal-
heiser. Schließlich gebe es einen demokratischen 
Konsens, auf den sich die etablierten Parteien ei-
nigen können. „Bei der AfD ist das nicht der Fall. 
Die kann sich aktuell sehr einfach als Anwalt 
der kleinen Leute inszenieren. Ihre Stärke ist die 
Schwäche der etablierten Parteien.“

Ein Blick in die aktuellen Umfragen in Thürin-
gen macht jedenfalls keine gute Laune. Für die an-
stehende Landtagswahl 2024 sehen alle Institute 
die AfD mit über 30 Prozent auf Platz eins, CDU 
und Linke erreichen jeweils 20. Die einst so stolze 
SPD muss Glück haben, wenn sie es noch auf ein 
zweistelliges Ergebnis schafft. Grüne und FDP na-
gen an der Fünf-Prozent-Hürde. Schon jetzt steht 

die von Bodo Ramelow geführte Minderheitsregie-
rung unter starkem Druck von CDU, FDP und AfD, 
die kürzlich sogar eine Steuersenkung gegen den 
Willen der Regierung durchsetzten. Im schlimms-
ten Fall stünde Thüringen vor einer Haushalts-
sperre, sollte die Opposition ihr Kräftemessen mit 
der Landesregierung weiterführen. Dann würden 
sogar vorgezogene Neuwahlen drohen.

Klar ist auch: Eine Regierungsbeteiligung der 
AfD würde Thüringen enormen Schaden zufügen 
– wirtschaftlich wie gesellschaftlich. Oder wie es 
der Autor Ferdinand von Schirach in einem Inter-
view mit dem heute journal sagte: „Wenn die AfD 
in Regierungsbeteiligung kommen sollte, dann ist 
das Land verloren.“

Fotos: Paul Gäbler

Axel Salheiser (li.) und Cornelius Helmert vom IDZ Jena

Peter Lueckmann
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Erinnerung an „Asoziale“:  
Gedenkstele Sachsenhausen
Mit der „Aktion Arbeitsscheu Reich“ 1938 wur-
den innerhalb weniger Tage mehr als 10.000 
von den Nazis als „asozial“ gebrandmarkte 
Menschen in verschiedene Konzentrationslager 
verschleppt. Überlebende Häftlinge wurden nie 
entschädigt, noch lange stigmatisiert und in der 
öffentlichen Erinnerung vergessen. Eine neue 
Gedenkstele in Sachsenhausen, initiiert von 
Angehörigen der Verfolgten, erinnert an sie.
❚ Oranienburg, Brandenburg

Flagge zeigen gegen Antisemitismus im 
Fußball: Oranje Berlin
Bei einem Jugendspiel im November 2022 zeig-
ten Spieler von Hertha 06 ihren Gegenübern vom 
jüdischen Verein TuS Makkabi den Hitlergruß 
und riefen antisemitische Sprüche. Vor diesem 
Hintergrund will der Jugendverein Oranje Berlin 
ein deutliches Zeichen gegen Antisemitismus, 
Rassismus und andere Diskriminierungsformen 
im Fußball setzen – mit einer Diskussionsrunde 
und Bannern auf dem Feld.
❚ Berlin

Ein Yortsayt für Marwa-El Sherbini
Am 1. Juli 2009 wurde Marwa-El Sherbini  
in Dresden erstochen, aus einem rassistischen 
und muslimfeindlichen Motiv. Ihr  Todestag 
wurde zum Tag gegen antimuslimischen 
Rassismus. Seit 2019 findet an diesem Tag eine 
Yortsayt-Gedenkveranstaltung auf dem nach ihr 
benannten Marwa-El-Sherbini-Platz in Bremen 
statt. „Yortsayt“ entstammt dem Jiddischen 
und bezeichnet den Jahrestag einer Beerdigung. 
Mit einem vielfältigen Programm wurde dieses 
Jahr besonders auf die Gefahren von Ver-
schwörungsnarrativen und Antifeminismus 
aufmerksam gemacht.
❚ Bremen

Jugend gegen rechts:  
Rock'n Wagon Festival
Im Landkreis Görlitz gibt es eine starke rechts-
extreme Szene und hohe Wahlergebnisse der 
AfD. Und für nicht-rechte Jugendliche gibt es 
nur wenige Orte. Das will das Festival Rock'n 
Wagon ändern. Mit Musik, Workshops, Info-
ständen, Siebdruck und Graffiti entsteht ein Ort 
der Begegnung und des politischen Austauschs, 
der klare Kante gegen Rechtsextremismus 
zeigt.
❚ Sandförstgen, Sachsen

Bunt statt braun: CSD Zwickau
Der Christopher Street Day in Zwickau ist nicht 
nur eine Party, sondern ein mutiges Statement: 
2022 wurde der queere Demozug von ver-
mummten Neonazis mit Böllern und Flaschen 
angegriffen, ähnliche Szenen gibt es sach-
senweit auf Pride-Demos. Aber das Bündnis 
lässt sich nicht einschüchtern – und setzt sich 
weiterhin auf der Straße gegen Homo- und 
Transfeindlichkeit ein.
❚ Zwickau, Sachsen

Projekte, die etwas bewirken
 
Bundesweit gibt es Menschen und Initiativen, die sich für unsere Demokratie, gegen Hetze und menschenfeindliche Ideo-
logien  engagieren – und die die Amadeu Antonio Stiftung mithilfe ihrer Spender*innen fördert und praktisch unterstützt.
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Im Porträt: 25 Jahre Brandenburger 
Opferperspektive
Seit 1998 berät der Verein Betroffene von rechter 
Gewalt und Diskriminierung. Seine Arbeit war eine 
Antwort auf die Baseballschlägerjahre. Und lieferte 
die Blaupause für Beratungsstellen bundesweit.

von Nicholas Potter
 
Anfang der 1990er Jahre: Die Mauer ist gefallen, und 
rechtsextreme Gewalt steigt rasant. Eines der ersten 
Todesopfer der sogenannten Baseballschlägerjahre 
ist Amadeu Antonio, der in Eberswalde von Neonazis 
zu Tode geprügelt wird. Aber es gibt auch viele ande-
re, deren Schicksale bis heute weitgehend unbekannt 
sind. Eine Reihe von Projekten aus selbstorganisierten 
Jugendzentren will dieser Entwicklung etwas entgegen-
setzen: praktische Solidarität für Betroffene.

Aus diesen Strukturen entsteht 1998 die Opferper-
spektive, das erste Projekt, das die junge Amadeu Anto-
nio Stiftung – im selben Jahr gegründet – fördert. „Rech-
te Gewalt war damals ganz selbstverständlicher Alltag 
für viele Menschen“, erinnert sich Anne Brügmann, 
Projektkoordinatorin des Vereins, „und die mediale Be-
handlung des Themas war sehr täter zentriert“. Deshalb 
„Opferperspektive“, auch wenn Brügmann heute lieber 
von der „Betroffenenperspektive“ spricht. „Der Name 
steht in Abgrenzung zur überall vorhandenen Täter-
perspektive“, sagt die 46-Jährige. Damals lautete die 
These, rechtsextreme Täter*innen seien Verlierer*in-
nen, „akzeptierende Jugendarbeit“ war an der Tages-
ordnung. „Bei uns ging es um einen grundsätzlichen 
Paradigmenwechsel“, so Brügmann.

25 Jahre später ist die Opferperspektive eine Erfolgs-
geschichte. Sie gilt als erste Beratungsstelle für Betrof-
fene rechter Gewalt, als Blaupause für ähnliche Struk-
turen in ganz Deutschland und bietet inzwischen auch 
eine Antidiskriminierungsberatung. „Unseren Ansatz 
kann man mit dem der autonomen Frauenhäuser ver-
gleichen“, erklärt Brügmann. „Wir bieten eine indivi-
duelle, parteiliche Unterstützung.“ Brügmann sitzt im 
Büro des Vereins – eine in die Jahre gekommene Villa 
am Griebnitzsee in Potsdam mit hohen Decken und viel 
Charme, wo die rund 20 Mitarbeiter*innen arbeiten. 
An der Wand klebt ein Plakat mit Strand und Sonne: 
„Schöner leben ohne Nazis“ steht darauf.

Zum Projektansatz gehören „Interventionen“: „Wir 
versuchen, die Stimme der Betroffenen zu stärken. 
Denn so ein Angriff ist kein individuelles Problem, es 
gibt eine strukturelle Dimension“, so Brügmann. Rechte 
Gewalttaten seien Botschaften. „Es geht oft nicht um die 
einzelnen Betroffenen, sie werden eher zufällig ausge-
wählt.“ 138 rechtsextreme Übergriffe zählt die Opfer-
perspektive 2022 in Brandenburg. Seit 2002 wertet der 
Verein solche Gewalttaten statistisch aus und kommt 
dabei auf höhere Zahlen als die Sicherheitsbehörden. 
Auch 23 Todesopfer rechter Gewalt hat die Opferper-
spektive seit 1990 dokumentiert, dazu 9 Verdachtsfälle.

Im vergangenen Jahr stand Brandenburg wiederholt 
in den Schlagzeilen: Nachdem sie einen Brandbrief we-
gen rechtsextremer Vorfälle geschrieben hatten, wur-
den zwei Lehrer*innen aus Burg massiv angefeindet 
und verließen schließlich die Schule. In einem Ferien-
lager in Heidesee wurde eine Berliner Schulklasse ras-
sistisch beleidigt und bedroht. Solche Vorfälle landen 
auf Brügmanns Tisch. „Wir haben zahlreiche Fälle 
von Mobbing in der Nachbarschaft, vor allem gegen 
geflüchtete Familien“, sagt sie. Dazu zählen Verleum-
dungen, ungerechtfertigte Anzeigen bei der Polizei, zer-
kratzte Briefkästen, aber auch Körperverletzung.

Vor diesem Hintergrund blickt Brügmann mit Sor-
ge auf die Landtagswahl. Laut Umfragen steht die AfD 
weit vorn, zuletzt mit 32 Prozent. „Für potenziell Be-
troffene wäre das furchtbar“, sagt sie über einen Sieg 
der Rechtsradikalen, „die Stimmung wäre noch be-
drohlicher“. Schon jetzt will die AfD Initiativen gegen 
Rechts mit parlamentarischen Anfragen einschüchtern. 
Auch das zeigt: Nach 25 Jahren ist die Opferperspektive 
 nötiger denn je.


